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Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten René
Röspel, Dr. Ernst Dieter Rossmann, Dr. Hans-
Peter Bartels, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der SPD

Für eine Stärkung der breit aufgestellten euro-
päischen Grundlagenforschung – Keine finan-
ziellen Einschnitte beim Europäischen For-
schungsrat zu Gunsten des Einzelprojekts
ITER

– Drucksache 17/3483 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
Haushaltsausschuss

Wie in der Tagesordnung ausgewiesen, werden die
Reden zu Protokoll genommen. Es handelt sich um fol-
gende Kolleginnen und Kollegen: Stefan Kaufmann,
René Röspel, Martin Neumann, Petra Sitte und Sylvia
Kotting-Uhl.

Dr. Stefan Kaufmann (CDU/CSU): 
Das Grundanliegen des vorliegenden Antrags der

SPD – Stärkung des Europäischen Forschungsrates
– ERC – und eine ausgewogene Finanzierung des ITER-
Projektes – ist richtig. Auch die Forderung nach Verrin-
gerung von administrativen Hürden für den ERC erhält
unsere Unterstützung. 

Die Bundesregierung ist jedoch schon weiter als die
Opposition: 

Bereits im Frühjahr 2010 hat die Bundesregierung in
einem Leitlinienpapier die deutschen Vorstellungen für
die Struktur des  8. Forschungsrahmenprogrammes der
EU-Kommission übermittelt. Dieses Leitlinienpapier
beinhaltet auch eine finanzielle und administrative Stär-
kung des ERC. Außerdem gehen die Schlussfolgerungen
des Europäischen Rates vom Juli mit dem Ziel einer bes-
seren Kostenkontrolle und einer Verbesserung des Ma-
nagements bei ITER auf die Initiative der Bundesregie-
rung zurück. Vor diesem Hintergrund fordern Sie nur,
was die Bundesregierung schon lange getan hat.

Ihre weiteren Forderungen, zum Beispiel jene, dafür
Sorge zu tragen, dass ITER nicht auf Kosten gut funktio-
nierender und auch international als innovativ bewerte-
ter Institutionen und Projekte finanziert wird oder dass
ITER nicht auf Kosten der Erforschung und Nutzung der
erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz finan-
ziert wird, sind eher dazu bestimmt, das ITER-Projekt
zum Scheitern zu bringen. Auch das Abstimmungsver-
halten Ihrer Parteikollegen im Haushaltsausschuss des
Europäischen Parlaments macht dies deutlich. Der am
6. Dezember im Trilog mit Rat, Kommission und Vertre-
tern des EP mühsam ausgehandelte Kompromiss über
die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für das ITER-Pro-
jekt wurde nicht zuletzt von Ihrer Fraktion im Haus-
haltsausschuss zu Fall gebracht. Von einer konstrukti-
ven Opposition keine Spur.

Auch Ihre Einlassungen zur Energieproblematik sind
realitätsfremd. So behaupten Sie in Ihrem Antrag, die
Fusionsforschung käme als Energiequelle definitiv zu
spät. Dabei ist bekannt, dass noch in diesem Jahrhun-
dert der weltweite Strombedarf etwa auf das Sechsfache
des heutigen Bedarfs ansteigen wird. Selbst Greenpeace
rechnet mit einer Vervierfachung des Bedarfs. Dieser
von Experten prognostizierte Bedarf an Energie ist mit
keiner der heute bekannten Technologien zu decken,
auch nicht etwa mit regenerativen Energien. 

Die Fusionsenergie verspricht vor diesem Hinter-
grund gegenüber den bekannten Energiequellen derart
große Vorteile, dass sich alle Anstrengungen lohnen, ihr
zum Durchbruch zu verhelfen. Das gilt im Übrigen auch
dann, wenn man das Projekt noch der Grundlagenfor-
schung zurechnet. Funktioniert die Kernfusion wie ge-
plant, können wir unseren Energiebedarf ab der zweiten
Hälfte des Jahrhunderts einfach und sauber decken.
Lassen Sie mich Ihnen nur vier Punkte zu bedenken ge-
ben:

Erstens: Die für den Fusionsprozess nötigen Grund-
stoffe – einerseits Deuterium, das in natürlichem Wasser
enthalten ist, andererseits Tritium, das aus Lithium ge-
wonnen wird – sind nahezu überall auf dieser Welt vor-
handen; der Vorrat ist nach menschlichen Maßstäben
unerschöpflich. Da die Fusionstechnik eine extrem hohe
Energiekonzentration zur Folge hat, wird im Gegensatz
zur Solar-, Wind- und Wasserkraft auch nur sehr wenig
Fläche verbraucht. Klimatische Schwankungen haben
– wie auch bei der Kernspaltung – keinerlei Einfluss auf
die Fusion. Gerade deshalb ist die Kernfusion ideal für
die Grundlastversorgung von Ballungsräumen sowie
der Großindustrie.

Zweitens: Bei der Kernfusion entstehen praktisch kei-
nerlei CO2-Emissionen. Es ist eine saubere Ener-
gieform. Wir dürfen daher die Kernfusion – anders als
Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, in
Abs. 2 Ihres Antrags – nicht gegen die Förderung erneu-
erbarer Energien und der Energieeffizienz ausspielen.
Bei der harten internationalen Konkurrenz liegt die Zu-
kunft Deutschlands als Innovationsstandort in der For-
schung. Die Fortführung von ITER hat also nichts damit
zu tun, die Förderung erneuerbarer Energien oder For-
schungsausgaben in diesem Bereich zurückzufahren. Im
Übrigen ist die Kernfusion aufgrund der faktisch unbe-
grenzten Verfügbarkeit ihres Brennstoffs den erneuerba-
ren Energien gleichzustellen.

Drittens: Die Kernfusionstechnologie bietet auch jen-
seits der Energiegewinnung im Kraftwerk bahnbre-
chende Entwicklungsmöglichkeiten. So ist beispiels-
weise eine Weiterentwicklung für den wichtigen Bereich
der Antriebstechnik vorstellbar. 

Viertens: Wir stehen in internationaler Verantwor-
tung. Wie Sie in Ihrem Antrag hervorheben, sind am
ITER-Projekt neben der EU auch Japan, Russland, die
USA, China, Indien und Südkorea beteiligt. Das bietet
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Chancen, setzt uns aber auch einer erhöhten Beobach-
tung aus. Unsere Partner beobachten sehr genau, wie
sich die Bundesrepublik bei diesem wichtigen, zukunfts-
weisenden Projekt verhält. Auch das verpflichtet uns zu
einer sehr gewissenhaften Prüfung des weiteren Vorge-
hens. Bei einem Ausstieg müssen insbesondere die Aus-
wirkungen auf die europäische Forschungszusammen-
arbeit, auf die deutschen Fusionsprojekte in Garching
und Greifswald, aber auch auf andere deutsche Großfor-
schungsprojekte mit internationaler Beteiligung wie
XFEL in Hamburg und FAIR in Darmstadt geprüft wer-
den. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass unsere deut-
schen Forschungseinrichtungen, zum Beispiel die Helm-
holtz-Zentren in Jülich und am KIT in Karlsruhe, vor
allem aber das IPP in Garching, bisher überproportio-
nal von den Euratom-Mitteln für ITER profitiert haben.
Ohne ITER ist Garching in seiner Existenz bedroht,
ohne ITER fehlt Wendelstein 7-X in Greifswald bzw. dem
Nachfolger DEMO ab circa 2025 die Perspektive. 

Die deutsch-französische Zusammenarbeit und
Freundschaft könnte aufgrund des ITER-Sitzes in Cada-
rache und des damit zusammenhängenden starken fran-
zösischen Interesses am Projekt in Mitleidenschaft gezo-
gen werden. Auch diese Überlegungen gehören zu einem
ehrlichen Umgang mit der Zukunft von ITER. Eine ein-
seitige Kündigung des ITER-Abkommens ist – abgese-
hen von den außenpolitischen Verwerfungen – auch for-
schungs- und umweltpolitisch unverantwortlich. Das
ITER-Abkommen enthält im Übrigen auch keine Rück-
trittsmöglichkeit für Euratom als einem der Vertrags-
partner. Gemäß Art. 24 Abs. 6 ist die Beendigung des
Vertrages nur durch eine Vereinbarung aller Partner
möglich.

Wir – die Fraktionen der CDU/CSU und der FDP –
bekennen uns zur Fusionsforschung, weil wir die darin
liegenden immensen Chancen zur Sicherung unserer
Energieversorgung über das Jahr 2050 hinaus sehen.
Die Kernfusion ist eine der wichtigsten Zukunftstechno-
logien überhaupt. 

Bei Ihnen hingegen, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der SPD, lässt sich keine klare Position erkennen.
Einerseits erklären Sie Ihre grundsätzliche Zustimmung
zum ITER-Projekt und beschreiben in Ihrem Antrag die
Fusionsforschung als einen „spannenden Forschungs-
bereich“, dessen „Vorteile die dafür langfristig verfüg-
baren Ressourcen und die relative Umweltverträglich-
keit im Vergleich zur Kernspaltung sind“. Andererseits
versuchen Sie alles, um das Projekt zu torpedieren. Dies
ist ein erneutes Beispiel für die unklare Haltung der So-
zialdemokraten zu beinahe allen politischen Themen. Es
ist schade, dass Sie in der Opposition immer mehr die
Regierungsfähigkeit verlieren, sich mehr und mehr den
Grünen annähern und offensichtlich eine zweite Dage-
genpartei werden wollen. 

Festzuhalten bleibt: Genau wie bei Stuttgart 21 ist
unklar, ob die SPD das ITER-Projekt unterstützt oder
nicht. Bekennen Sie Farbe und sagen Sie endlich, ob Sie
für oder gegen das ITER-Projekt sind. 

Wir stimmen jedenfalls mit voller Überzeugung gegen
Ihren Antrag.
René Röspel (SPD): 
Letzte Woche waren wir auf Ausschussdelegations-

reise in Brüssel. Gemeinsam haben wir mit Experten der
Ständigen Vertretung, des Europäischen Parlaments,
der Europäischen Kommission, des Europäischen Rates,
der deutschen Forschungsorganisationen und der Wirt-
schaft über die europäische Forschungspolitik gespro-
chen. Das waren zwei sehr intensive und hoch span-
nende Tage, für deren Organisation ich mich hier noch
einmal ganz ausdrücklich bei den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Ständigen Vertretung und des Deut-
schen Bundestages bedanken möchte. 

Ich glaube, keiner der Delegationsteilnehmerinnen
und -teilnehmer widerspricht, wenn ich zusammenfas-
send sage, dass alle Vertreter eine europäische For-
schungsinstitution am meisten gelobt haben: den Euro-
päischen Forschungsrat – ERC. Dieses seit 2007 auf der
europäischen Ebene neue Instrument ist Bestandteil des
7. Forschungsrahmenprogramms – FRP. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft – DFG – hat dabei in Bezug
auf Arbeitsweise und Strukturen Pate gestanden. Wie bei
der DFG fördert der ERC einzelne Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler aller Fachrichtungen der Grundla-
genforschung. Die Umsetzung des Bottom-up-Prinzips,
Projekte werden dabei von der Basis her von Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern entwickelt und
allein nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten bewer-
tet, ist hierbei ein Kernelement der Förderung. Eine
Steuerung „von oben“ etwa seitens der EU-Kommission
soll nicht stattfinden. Dies ist für die europäische For-
schungsförderung ein neues Prinzip.

Für den Zeitraum 2007 bis 2013 stehen für den ERC
circa 7,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Diese werden
als „starting grants“ für junge Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler sowie als „advanced grants“ an be-
reits etablierte Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler vergeben. Die Nationalität der Bewerberinnen und
Bewerber spielt dabei keine Rolle; sie müssen aber in-
nerhalb der EU oder in den assoziierten Staaten for-
schen. Dass die ausgewählten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zur weltweiten wissenschaftlichen Spit-
zenklasse gehören, zeigt exemplarisch die Verleihung
des diesjährigen Nobelpreis für Physik an Kostya
Novoselov. Herr Novoselov erhielt bereits 2008 einen
„starting grant“. 

Dr. Jack Metthey, Direktor der ERC Executive
Agency, erklärte uns letzte Woche in Brüssel, dass im
Vergleich zum Durchschnitt die Bewerbungen von Deut-
schen für einen ERC-Grant überproportional positiv be-
schieden wurden. Hier wirkt sich wohl die gute Vorbe-
reitung der Anträge aus, unter anderem durch die DFG.
Feststellen muss man aber auch, dass wir Deutschen
„Exporteure von Talenten“ sind. Denn viele deutsche
Staatsbürger, die einen Grant gewinnen, forschen mit
diesem Geld im europäischen Ausland, insbesondere in
Großbritannien. Auch ziehen wir immer noch zu wenig
ausländische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
nach Deutschland. Hier müssen wir auf Bundes-, aber
auch Landesebene unbedingt nachbessern. 
Zu Protokoll gegebene Reden
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Bei aller Euphorie für das Instrument war bei der De-
legationsreise aber auch nicht zu überhören, dass die
Administration des ERC durchaus noch verbesserungs-
fähig ist. Das betrifft die administrativen Regularien für
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, aber beson-
ders auch die institutionelle Anbindung des ERC und
damit die Sicherstellung des Bottom-up-Prinzips. 

So wie das Thema ERC bei unseren Gesprächspart-
nern die Augen leuchten ließ, so verdrehten sie diese bei
einem anderen Thema: dem Internationalen Thermonu-
klearen Experimental-Reaktor, kurz ITER. Dabei han-
delt es sich um ein gemeinsames Projekt der EU,
Japans, Russlands, der USA, Chinas, Indiens und Süd-
koreas zum Bau und Unterhalt eines Fusionsforschungs-
reaktors. In diesem Reaktor sollen Abläufe, die in der
Sonne stattfinden, in einem Kraftwerk nachempfunden
werden. Als Standort wurde das französische Cadarache
gewählt. Die EU trägt 45,5 Prozent der Kosten. Im Un-
terschied zum ERC handelt es sich bei ITER um ein typi-
sches Top-down-Projekt. Dies bedeutet, dass über die
Förderung des Projektes maßgeblich auf politischer
Ebene entschieden wurde und wird. 

Was unseren Gesprächspartnern in Brüssel – und ich
denke, uns geht es dabei ähnlich – bei dem Thema be-
sonders übel aufstieß, sind die bekannt gewordenen
enormen Kostensteigerungen für das Projekt. Nach ak-
tuellen Informationen werden die Baukosten für ITER
auf über 15 Milliarden Euro steigen, was eine Verdreifa-
chung der ursprünglichen Kosten bedeutet. Für die EU
heißt dies einen Kostenanstieg auf circa 7,2 Milliarden
Euro, im Vergleich zu den 2,7 Milliarden Euro, die bei
Vertragsunterzeichnung vereinbart waren. Diese Gelder
sollen nach der Entscheidung des Europäischen Rates
aus dem EU-Haushalt fließen. Allein für die Jahre 2012
und 2013 klafft nach heutigen Informationen eine
Finanzierungslücke von 1,3 Milliarden Euro. Ein großer
Teil soll davon aus dem EU-Forschungsbudget gegenfi-
nanziert werden, was nachhaltig negative Auswirkungen
auf die gesamte europäische Forschungslandschaft ha-
ben könnte. Frau Professor Helga Nowotny, die Gene-
ralsekretärin des ERC, sieht deshalb die Gefahr, dass
auch am ERC gespart werden könnte. Das ist sicher
keine abwegige Einschätzung. 

Eigentlich hatten sich Rat, Kommission und Vertreter
des Europäischen Parlaments letzte Woche auf einen
Haushaltskompromiss geeinigt. Geplant waren Budget-
umschichtungen im Bereich 1a (Wettbewerbsfähigkeit)
und 2 (Landwirtschaft) für den Zeitraum 2010 bis 2013.
Dieser Vorschlag ist aber vom Europäischen Parlament
abgelehnt worden. Eine Entscheidung über die ITER-
Finanzierung ist nun mit ungewissem Ausgang auf 2011
verschoben worden. Wie mögliche Erhöhungen nach
2013, die bei diesem Mammutprojekt leider auch für die
Zukunft nicht ausgeschlossen werden können, abgefan-
gen werden, ist noch vollkommen unklar. Die Kommis-
sion hat bereits vorgeschlagen, diese bzw. ähnliche Pro-
jekte in Zukunft nicht mehr aus dem allgemeinen EU-
Haushalt, sondern über einen extra Topf zu finanzieren.
Woher das Geld dafür kommen soll, ist ebenfalls noch
vollkommen unklar. Eine stärkere finanzielle Beteili-
gung der Mitgliedstaaten an ITER wird somit wahr-
scheinlicher. Wir als SPD-Bundestagsfraktion lehnen
dies ab. 

Ob die Kernfusion in der Zukunft wirklich zu einer
bezahlbaren und sicheren Energiequelle wird, ist voll-
kommen unklar. Herausfinden werden das unsere Nach-
nachfolger frühestens 2050. Fusionsforschung ist ein
spannender Forschungsbereich. Für die bereits heute
nötige Energiewende kommt sie als Energiequelle aber
definitiv zu spät. Wir als SPD-Bundestagfraktion fänden
es nicht hinnehmbar, wenn ITER auf Kosten regenerati-
ver Energiequellen finanziert werden würde. Nicht ak-
zeptierbar wäre es außerdem – und ich glaube, da sind
wir uns in diesem Hohen Hause einig – wenn ITER auf
Kosten des bereits heute überaus erfolgreichen ERC ge-
baut werden würde. Ein einziges Forschungsprojekt darf
einfach nicht auf Kosten aller anderen Forschungsberei-
che durchgedrückt werden. Dr. Metthey wies in seinem
Vortrag darauf hin, dass die Einrichtung des ERC ohne
die starke Unterstützung Deutschlands nicht möglich
gewesen wäre. Der ERC benötigt auch weiterhin diesen
Beistand. Eine einstimmige Unterstützung durch den
Deutschen Bundestag wäre deshalb aus meiner Sicht
wünschenswert. 

Dr. Martin Neumann (Lausitz) (FDP): 
Bei der Fusionsforschung geht es um die Auswirkun-

gen von Strömungen auf die Stabilität der magnetisch
eingeschlossenen Plasmen und auf den Transport von
Energie und Teilchen aus dem Plasma heraus. Das
große Ziel der weltweiten Fusionsforschung ist es, ein
heißes Gas aus Wasserstoff möglichst lange und stabil in
einem Magnetfeldkäfig zusammenzuhalten, um so die
Energieerzeugung durch Verschmelzung der Teilchen
nach dem Vorbild der Sonne in einem Kraftwerk auf der
Erde zu verwirklichen. Diesem Ziel wollen die Forscher
in Zukunft mit dem Fusionsexperiment ITER näherkom-
men. Auf dem Weg zur Nutzung der Fusionsenergie sind
aber nicht nur einige technische, sondern auch noch
grundlegende physikalische Fragen zu lösen. 

Das ist Ihnen alles bekannt, und dennoch habe ich
immer wieder den Eindruck, dass die Kollegen der Op-
position, insbesondere Bündnis 90/Die Grünen, die Fu-
sionsforschung zu einseitig betrachten. Immer wieder
höre ich die gleichen Sätze: Bis ITER Energie erzeugt,
vergehen noch vierzig Jahre und mehr. Das lohnt sich
nicht. – Es geht aber bei dem Fusionsreaktor ITER nicht
ausschließlich um die Stromerzeugung. ITER ist ein For-
schungsreaktor. Er dient dem Erkenntnisgewinn zur
Plasmaforschung. Was kann Plasma, was tut es unter
bestimmten Bedingungen usw.? Hier geht es um Grund-
lagenforschung, und die muss finanziert werden, aber
nicht unter den gegenwärtigen Voraussetzungen und
schon gar nicht zum Nachteil anderer Forschungsvorha-
ben.

Die Ergebnisse des Rates für Wettbewerbsfähigkeit
vom 26. November 2010 stellen die geplante Finanzie-
rung des europäischen Großprojektes ITER vor neue
Herausforderungen. Die Ergebnisse machen ganz deut-
lich, dass es nach wie vor einen erheblichen Handlungs-
bedarf bei der Finanzierung gibt und dass das Projekt
Zu Protokoll gegebene Reden
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innerhalb kurzer Zeit auf eine nachhaltige finanzielle
Grundlage gestellt werden muss. Dem stimmen wir voll
und ganz zu. Kostendeckelung, nachvollziehbare Kon-
trollmechanismen und gutes Management sind dafür die
Basis.

Das Großprojekt ITER aber einfach fallen zu lassen,
halten wir nach wie vor für den falschen Ansatz. Denn
ein Scheitern des Projektes kommt aus forschungspoliti-
scher Betrachtung einem immensen Gesichtsverlust
gleich. Internationale Partner jetzt im Regen stehen zu
lassen, hätte auch für andere internationale Projekte fa-
tale Auswirkungen. 

Es ist unstrittig, dass bei der Finanzierung des Pro-
jektes sowie bei der Arbeitsweise des Managements
noch erheblicher Klärungsbedarf besteht. Der erste Lö-
sungsvorschlag ist nicht, wie wir gehofft hatten, akzep-
tiert worden. Das zwingt uns zu neuen strategischen und
finanzplanerischen Überlegungen. 

Aus den Berichten der Kommission werden zwei
grundlegende Probleme in der Konzeption um das For-
schungsprojekt sichtbar: die Finanzierung auf der einen
Seite und die konzeptionelle Umsetzung und Controlling
auf der anderen Seite. Von Anfang an hätten reale wirt-
schaftliche Kennzahlen und ökonomische Gesetzmäßig-
keiten dem Vorhaben zugrunde gelegt werden müssen. 

Die Kalkulation rechnete damals mit einer Gesamt-
summe der Kosten von 5,5 Milliarden Euro. Jetzt sind
wir bei Gesamtkosten von 7,2 Milliarden Euro angekom-
men. Diese Kostensteigerung ist auf erhöhte Rohstoff-
preise, neue wissenschaftliche Erkenntnisse, höhere
Qualitätsanforderungen und Fehleinschätzungen über
den notwendigen Umfang von Diagnostiken zurückzu-
führen. 

Erst jetzt wird erkennbar, dass ein wesentliches Ein-
sparpotenzial vorhanden ist. Eine strategisch ausgerich-
tete Kostenkontrolle hätte bereits zu Beginn eingeführt
und ein konkreter Finanzplan vorgelegt werden müssen.
Das erwarten wir von jedem anderen Forschungsprojekt
auch. Hier liegt vielleicht auch die Volksweisheit „Zu
viele Köche verderben den Brei.“ zugrunde. Hohe Er-
wartungen, die Verpflichtungen gegenüber wichtigen
wirtschaftlichen Partnern und der potenzielle Verlust
der internationalen Anerkennung haben wohl den In-
stinkt für Wirtschaftlichkeit und sinnvolle Kosten-Nut-
zen-Analyse überlagert. 

Wir sind daher immer wieder gefordert, uns mit den
enormen Kostensteigerungen zu befassen, die sich be-
reits im Jahre 2008 abgezeichnet hatten. Die Verteue-
rung des Projektes ist und bleibt ein ernst zu nehmendes
Problem. Deshalb ist es wichtig, eine Kostendeckelung
einzuführen und Geld zur Verfügung zu stellen, ohne da-
bei andere wichtige Forschungsprojekte zu gefährden.
Es geht an dieser Stelle aber auch um eine strategische
Entscheidung, in welche Bereiche die EU perspektivisch
Geld investieren möchte. Deswegen halte ich es für
wichtig und richtig, eine Umschichtung aus dem EU-
Agrarhaushalt zugunsten der Fusionsforschung vorzu-
nehmen. Wir wollen nicht länger unrentable Bereiche
mit enormen Mitteln fördern. Wir wollen in die Zukunft
investieren.

Die bisher geleisteten Forschungsarbeiten dürfen
nicht vergeblich gewesen sein. Deswegen wird das Fu-
sionsforschungsprojekt ITER, auch wenn wir zukünftige
Entwicklungen aufmerksam und kritisch beobachten
und analysieren müssen, von der Bundesregierung nach
wie vor befürwortet und unterstützt. Denn der ITER wird
bahnbrechende Forschungs- und Entwicklungsarbeit er-
möglichen. 

Dr. Petra Sitte (DIE LINKE): 
Das Megaprojekt ITER, der Versuchsreaktor zur Er-

probung der Kernfusion, beschäftigt uns hier seit länge-
rem. Aktuell geht es um die Frage, wie kurzfristig
1,4 Milliarden Euro aufgebracht werden können, um
überhaupt weiter planen zu können. Denn bereits vor
dem eigentlichen Baubeginn sind die Kosten explodiert
und lassen sich auch weiterhin kaum verlässlich planen. 

Das ist auch der Haken am vorliegenden SPD-An-
trag: Die Geschichte der bisherigen ITER-Planung
zeigt, dass die Kosten nicht beherrschbar sind, also
auch nicht zuverlässig gedeckelt werden können, wie
dies die Kolleginnen und Kollegen in ihrem Antrag for-
dern. Wir treten seit langem dafür ein, aus diesem Pro-
jekt auszusteigen, bevor unumkehrbare Tatsachen ge-
schaffen werden – nicht weil wir technikfeindlich sind,
sondern weil neue Technologien nicht ohne ihren sozia-
len und ökologischen Kontext zu denken sind. Vor die-
sem Hintergrund fällt ITER aus der Zeit. Es ist ein Pro-
dukt der 80er-Jahre, einer Zeit, als internationale
Zusammenarbeit an Großtechnologien über die Grenzen
der Blöcke hinweg etwas Neues war. Unsere Grundkritik
ist, dass eine Technologie, die – wenn überhaupt – frü-
hestens 2050 zur Verfügung steht, nichts zum Kampf
gegen den Klimawandel beitragen kann, bleibt. Die
Zukunft gehört dezentralen und erneuerbaren Ener-
gieformen, die jetzt schnell und flächendeckend durch-
gesetzt werden müssen. Auch dies wird Geld kosten,
Geld, das nicht für den Bau von Megareaktoren ver-
brannt werden darf.

Der SPD-Antrag lenkt jedoch den Blick auch auf den
Europäischen Forschungsrat, dessen Budget, so der An-
tragstext, keinesfalls unter den Mehrausgaben für ITER
leiden dürfe. Dieser Forderung kann sich die Linke na-
türlich anschließen. Die Einzelförderung einer wirklich
innovativen Pionierforschung durch eine wissenschafts-
geleitete Auswahl der geförderten Personen ist eine
richtige Idee. Wir sagen aber auch: das Konzept der
Förderauswahl muss überarbeitet werden. 

Mich hat, wie andere Kolleginnen und Kollegen im
Forschungsausschuss auch, die Präsentation des Grün-
dungsgeneralsekretärs des ERC, Professor Winnacker,
im vergangenen Jahr schockiert. Die aktuellen Förder-
statistiken bestätigen seine Aussagen: 

Die Beitrittsländer in Mittel- und Osteuropa spielen
bei der Vergabe der Fördermittel keine nennenswerte
Rolle. Als Begründung gibt der ERC an, dass diese Län-
der eben noch nicht solch eine leistungsfähige Wissen-
Zu Protokoll gegebene Reden
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schaftslandschaft hätten und diese erst aufgebaut wer-
den müsse. Diese Aussage konterkariert das eigentliche
Förderkonzept: Wenn wirklich innovative Köpfe und
nicht große Strukturen gefördert werden sollen, er-
scheint es sehr unwahrscheinlich, dass diese Pionierfor-
scher alle in Westeuropa sitzen. Und selbst wenn die Tat-
sache Berücksichtigung findet, dass knapp 30 Prozent
der Geförderten außerhalb ihres Heimatlandes arbeiten,
bleibt die Feststellung, dass die Verteilung wohl nicht
nur die Leistungsfähigkeit der einzelnen Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler widerspiegelt. Viel eher
dürfte die Zusammensetzung der Gutachterkommitees
Aufschluss über Präferenzen der ERC-Förderung ge-
ben. Die ERC-Präsidentin Helga Nowotny sieht einen
eindeutigen Zusammenhang zwischen Forschungsaus-
gaben des jeweiligen Sitzlandes und Erfolg bei der För-
derung durch den Forschungsrat. 

Wenn also bei der Förderung nur die ohnehin schon
finanz- und drittmittelstarken Institutionen zum Zuge
kommen, bleibt die Frage: Wie soll die Wissenschafts-
landschaft in den neuen EU-Staaten ohne spezifische
Förderung jemals auf Augenhöhe kommen, wenn der
Vorsprung der etablierten Staaten noch zusätzlich durch
ERC-Milliarden und andere Initiativen ausgebaut wird? 

Frauen sind schlicht unterrepräsentiert bei der För-
derung. Der Anteil sank zuletzt sogar von 20,7 auf
19,4 Prozent. Auch hier ist es sehr unwahrscheinlich,
dass mehr als 80 Prozent der begabtesten Nachwuchs-
wissenschaftler Männer sein sollen. Die Frage, was
Spitzenforschung ausmacht, kann nicht ohne die Be-
rücksichtigung sozialer Kontexte beantwortet werden.
Wer die innovativsten Köpfe sucht, sollte die spezifi-
schen Forschungsansätze aus weiblicher Sicht stärker
berücksichtigen.

Wenn also die Reformen der europäischen For-
schungsförderung, auch des Forschungsrates, derzeit
vorbereitet werden, dann geht es nicht nur um Entbüro-
kratisierung. Die Kommissionsdirektion Forschung und
die neue ERC-Präsidentin Helga Nowotny sollten sich
dringend mit der Frage beschäftigen, wie die Förderung
von Spitzenforschung nicht nur denjenigen eine Chance
gibt, die schon qua Publikationsliste und Titel als exzel-
lent gelten, sondern auch denen, die es qua eigener
Ideen werden könnten. Die Förderung von Frauen und
die Unterstützung für die Wissenschaft in den Beitritts-
ländern muss eine stärkere Rolle im Begutachtungspro-
zess spielen. Nur dann hat die Bezeichnung Pionierfor-
schung – oder neudeutsch: Frontier Research – für die
Förderung des ERC seine Berechtigung. 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Unbestreitbar ist die Fusionsforschung ein spannen-

der Forschungsbereich, der bereits Generationen von
Naturwissenschaftlern fasziniert und der durch die ent-
sprechende Grundlagenfinanzierung politisch zur Blüte
gebracht wurde. Ob die Kernfusion aber jemals in das
Stadium einer verlässlichen Energieproduktion über-
führt werden kann, steht vollkommen in den Sternen. Für
die bereits heute einzuleitende Zukunft nachhaltiger
Energiegewinnung ist die Fusion kein Beitrag, denn sie
kommt frühestens nach 2050 und damit viel zu spät und
sie ist nicht umweltverträglich. 

Seit einem Jahr sind bei ITER erhebliche Kostenstei-
gerungen, eklatante Managementfehler und strukturelle
Probleme bekannt. Die Finanzierung der Mehrkosten
von 1,3 bis 1,4 Milliarden Euro allein in den Jahren
2012/2013 konnte bisher nicht bewerkstelligt werden.
Jetzt hat die Bundesregierung im Ausschuss der Ständi-
gen Vertreter der EU einem Vorschlag der europäi-
schen Präsidentschaft zugestimmt, der eine Finanzie-
rung innerhalb des EU-Haushaltes vorsieht. Es sollen
460 Millionen Euro aus der Rubrik 1 a – unter anderem
Forschung – und 814 Millionen Euro aus der Rubrik 2
– Landwirtschaft – entnommen werden. Aus der Ru-
brik 1 a werden neben dem Forschungsrahmenpro-
gramm die Programme Lebenslanges Lernen und Eras-
mus, das Innovationsprogramm für Kleine und Mittlere
Unternehmen sowie die Energieprojekte des Konjunk-
turbelebungsprogramms finanziert. Das EU-Parlament
hat seine Zustimmung dazu bisher mit Recht verweigert:
ITER ist ein Fass ohne Boden und verhindert ein nach-
haltiges Energiekonzept, weil es die Mittel für erneuer-
bare, kurz- und mittelfristig zu entwickelnde Energien
bindet.

Die Zukunftsaufgabe der europäischen Energierevo-
lution liegt in den erneuerbaren Energien, im Netzaus-
bau und -management, in der Effizienz und in der Green
Economy. Die Herausforderung der klimaverträglichen
Wohlstandssicherung gilt es durch Innovationen zu be-
wältigen, statt an unhaltbaren Versprechen auf dem Weg
zu „unendlich viel Energie“ zu kleben. Nach mehr als
einem halben Jahrhundert Fusionsforschung haben sich
andere, zukunftsweisendere Wege gezeigt als die fossi-
len, atomaren Visionen der Fusionsforschung des ver-
gangenen Jahrtausends.

Wir halten deshalb an unserer Forderung nach Aus-
stieg aus dem Milliardengrab ITER fest und bitten die
Bundesregierung, über den Ministerrat und durch ent-
sprechende europäische Initiativen darauf hinzuwirken,
dass – solange die Finanzierung des Prestigeprojektes
nicht gesichert ist – auch keine weiteren Aufträge für
Komponenten und zum Bau von ITER vergeben werden.
Es ist hochgradig unseriös, das Festhalten am ITER-
Konzept zu beteuern, ohne die finanzielle Beteiligung ab-
sichern zu können. Den europäischen Landwirtschafts-
etat für ländliche Entwicklung zu plündern, ist jedenfalls
genau so wenig seriös, wie die europäische Energiefor-
schung einseitig auf ein Fusionsprojekt auszurichten. 

ITER ist in seiner einmaligen internationalen Kon-
struktion – so zeigt sich nun – der Versuch, staatlich ge-
förderte Forschung unter internationaler Beteiligung zu
bewerkstelligen und weltweit gefertigte Komponenten
für einen Reaktor zusammenzutragen. Die entsprechen-
den nationalen Organisationen, wie für Europa F4E
sind bereits am Design des Projektes gescheitert, der
Zusammenbau wird die Energieforschung nicht beflü-
geln können.

Der von der SPD vorgelegte Antrag benennt den ak-
tuellen Konflikt der Finanzierung auf europäischer
Ebene zutreffend und hat daher meine Sympathie. Aller-
Zu Protokoll gegebene Reden



9086 Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 81. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 16. Dezember 2010

(A) (C)

(D)(B)
Sylvia Kotting-Uhl

dings ist meine Fraktion sowohl auf nationaler als auch
auf europäischer Ebene davon überzeugt, dass die poli-
tische Verantwortung nicht bei der Benennung des Kon-
flikts stehen bleiben darf. Der Haushaltsehrlichkeit
muss eine Fokussierung auf die Zukunftsaufgaben fol-
gen. Die öffentlich finanzierte Forschung hat gerade im
Nachgang der internationalen Klimakonferenz in Can-
cún verstärkt Beiträge zur Begrenzung des Klimawan-
dels und zum Umbau der Energiesysteme zu liefern. Hier
darf nicht zugunsten eines unbrauchbaren Prestigepro-
jekts gekürzt werden. 

Die Europäische Kommission hat bereits im Mai
2010 prognostiziert, was ein geordneter Ausstieg der EU
aus ITER jetzt kosten würde. Es ist an der Zeit, bei ITER
die Notbremse zu ziehen und das Projekt zu verlassen.
Entsprechende Anträge haben Bündnis 90/Die Grünen
bereits im April und Juli in den Bundestag eingebracht.

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf

Drucksache 17/3483 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sie sind damit ein-
verstanden? – Dann ist die Überweisung so beschlossen.
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